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Bundesrat Alain Berset (Foto: Monika Flückiger) 

 

Am letzten Montag trat Bundesrat Alain Berset an der PK-Netz Tagung vor Stiftungsrätinnen und 
Stiftungsräten sowie Gewerkschaftsvertretenden auf. Er eröffnete seine Rede mit einem Zitat von 
Alt-Bundesrat Hans-Peter Tschudi: «Zweifellos würde niemand das 3-Säulensystem vorschlagen, 
wenn die Altersvorsorge in unserem Lande völlig neu aufgebaut werden müsste.» Damit war der 
Grundstein für eine kritische Debatte gelegt. Im Dezember jährt sich die Verankerung des 3. Säu-
lensystems in der Verfassung bekanntlich zum fünfzigsten Mal. Ein guter Zeitpunkt zurückzuschauen 
und gleichzeitig auch den Blick auf die aktuellen Reformbestrebungen der 2. Säule zu richten. 

Bevor Bundesrat Alain Berset ans Mikrofon trat, veranschaulichte die em. Geschichtsprofessorin 
Brigitte Studer eindrücklich, wie die Sozialpolitik die gesellschaftlichen Verhältnisse widerspiegelt 
aber auch formt. Die Frauenarbeit sei im 20. Jahrhundert je nach Zivilstand durch sozialpolitische 
Massnahmen und normative Erwartungen ein- bis ausgegrenzt worden, was sich sowohl in der 
Struktur des Arbeitsmarkts und der Familie als auch in der Struktur der 2. Säule niedergeschlagen 
habe. Um den Gender Pension Gap aufzuheben sei denn auch eine profunde Restrukturierung der 
2. Säule notwendig, so die klare Botschaft von Studer. 
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Auch Bundesrat Alain Berset würdigte das 3-Säulensystem. Und auch er sieht Reformbedarf: Denn 
das Bild der 3 Säulen mit einem Dach - quasi ein Tempel - suggeriere Stabilität und Ausgeglichen-
heit, das entspreche aber für viele Menschen nicht der Realität. Das Versprechen der 3-Säulen 
werde für viele nicht eingelöst, immer noch mehr als 600'000 Personen haben keine 2.und 3. Säule. 
Was für ein Alter in Würde und ohne finanzielle Sorgen zähle, sei die gesamte Rente. Bundesrat 
Alain Berset honorierte den Sozialpartnerkompromiss und unterstrich in diesem Zusammenhang 
auch, wie zentral die Sozialpartnerschaft in der Altersvorsorge sei. Er appellierte an die Politik und 
die Sozialpartner Verantwortung zu übernehmen. Eine mehrheitsfähige BVG-Vorlage müsse das 
Ziel bleiben. 

Dagmar Rösler, Präsidentin Lehrerinnen und Lehrer Schweiz LCH, sprach sich ebenfalls für den 
Sozialpartnerkompromiss auch. Sie erinnerte daran, dass den Frauen und allen Teilzeitbeschäftigten 
nach der AHV-Abstimmung viel versprochen wurde. Nun sollen sie aber gemäss dem aktuellen Vor-
schlag der SGK-S auf die notwendigen Rentenverbesserungen weiterhin Jahrzehnte warten - und 
bis dahin mit hohen Lohnabzügen konfrontiert sein. 

Allen Anwesenden wurde spätestens beim BVG-Podium mit Vania Alleva, Präsidentin unia, Ad-
rian Wüthrich, Präsident Travail.Suisse, Kurt Gfeller, Vizedirektor Gewerbeverband sowie 
Casimir Platzer, Präsident GastroSuisse bewusst, wie wenig Gehör die beiden Arbeitgebervertre-
ter der Gewerbe- und Gastrobranche für die schlechte Rentensituation von Arbeitnehmenden in Tief-
lohnbranchen und Teilzeitbeschäftigten haben. Der Tiefpunkt der Diskussion war erreicht, als Gfeller 
den Verfassungsauftrag, wonach die berufliche Vorsorge zusammen mit der 1. Säule die Fortset-
zung der gewohnten Lebenshaltung zu ermöglichen hat, als nicht finanzierbar beschrieb. Im Hinblick 
auf die BVG-Reform stellten sich die Vertreter von Gewerbeverband und GastroSuisse hinter den 
sog. Mittelweg. Beim Modell des Nationalrats müssten noch Korrekturen vorgenommen werden, da-
mit sie die Vorlage mittragen könnten. Alleva und Wüthrich zeigten dagegen auf, warum sie beide 
Vorlagen des Parlamentes kategorisch ablehnen: Sie kosten für die Arbeitnehmenden zu viel und 
bringen trotzdem Rentenverschlechterungen mit sich. Der umlagefinanzierte Rentenzuschlag für alle 
sei hingegen das effizienteste Mittel, um Renteneinbussen zu kompensieren. Lediglich eine Schnitt-
menge gab es: Beide Seiten lehnen die Beschlüsse der ständerätlichen Sozialkommission dezidiert 
ab. Kurz: Es gibt Stand heute keine Aussicht auf eine Vorlage des Bundesparlamentes, die die Ge-
werkschaften mittragen könnten. Das sind schlechte Aussichten für die Arbeitnehmenden - insb. 
viele Frauen -, die auf bessere Renten angewiesen sind. 

 

 

Daneben stand die PK-Netz Tagung auch im Zeichen der Inflation und der steigenden Zinsen. Das 
Thema ist aktuell und brennt den Stiftungsrätinnen und Stiftungsräte unter den Nägeln. Laut Thomas 
Bauer, Travail.Suisse, dürfen die steigenden Kosten durch die Inflation nicht auf die leichte Schulter 
genommen werden. Es besteht ein klares Bedürfnis der Versicherten für höhere Renten, denn neben 
den Löhnen sind auch die Renten aktuell von einem Kaufkraftverlust betroffen. Nun wissen alle, die 
die finanzielle Lage der Pensionskassen verfolgen, dass die Deckungsgrade wegen den steigenden 
Zinsen und den Verwerfungen an den Aktienmärkten seit Jahresbeginn massiv abgesackt sind. Wir 
sind also zum einen mit einem Druck auf die Anpassung der Renten konfrontiert und zum anderen 
bewegt sich der Deckungsgrad bei vielen Kassen direkt Richtung 100% oder tiefer. Da nützt es nicht 
viel, dass die Kassen die Renten gemäss Art. 36 BVG «entsprechend den finanziellen Möglichkei-
ten» der Preisentwicklung anpassen müssen. Die gesetzlichen Bestimmungen scheinen nicht zu 
greifen, wenn man sie bräuchte. Gabriela Medici, SGB, forderte denn auch schlüssig: «Man braucht 
Solidarität in der zweiten Säule, damit die Renten an die Teuerung angepasst werden können.» 

Es gibt aber auch positive Signale: Die Inflation geht Hand in Hand mit steigenden Zinsen. Und eine 
längerfristige Zinswende kann die 2. Säule stabilisieren, wie mehrere Referentinnen und Referenten 
an der Tagung darlegten. Aktuell befinden wir uns in einer Umbruchphase, die steigenden Zinsen 
widerspiegeln sich vor allem in Buchverlusten auf den Obligationen. Gleichzeitig können aber bei 
Reinvestitionen wieder positive Zinserträge erzielt werden. Bereits reduziert hat sich der Druck auf 
weitere Senkungen des technischen Zinses und der Umwandlungssätze. Auch Diskussionen über 
die technischen Zinssätze müssten nun geführt werden. Allerdings mahnten auch alle vor übereili-
gen, unüberlegten Schnellschüssen.  
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Was es jetzt zuerst braucht sind vor allen Dingen Stiftungsrätinnen und Stiftungsräte, die fundierte 
Auslegeordnungen in ihren Kassen einfordern. Zentral ist eine Analyse über das Preis-/Leistungs-
verhältnis des jeweiligen Vorsorgeangebotes. Für das PK-Netz ist klar: Wir müssen die Verfolgung 
eines Leistungsziels ins Zentrum stellen. Neben der Anpassung der technischen Parameter müssen 
längerfristig auch Rentenerhöhungen zwecks Leistungserhalt (Teuerungsausgleich) oder zur Behe-
bung von Kohortenproblemen das Ziel sein. In unserem kürzlich publizierten Leitfaden1 zur Inflation 
und den steigenden Zinsen können Stiftungsrätinnen und Stiftungsräte nachlesen, wie dieses Ziel in 
der Praxis verfolgt werden kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fotos: Monika Flückiger 
oben v.l.n.r.: Urs Eicher, PK-Netz Präsident, Thomas Bauer, Gabriela Medici, Fabio Canetg (Moderator), Helga Portmann 
(PKZH), Thomas R. Schönbächler (BVK) 
unten v.l.n.r.: Kurt Gfeller, Casimir Platzer, Peter Schnider (Moderator), Vania Alleva, Adrian Wüthrich 

Weitere Fotos: www.pk-netz.ch 

 

 

Die PK-Netz Tagung findet jährlich zu aktuellen Themen in der 2. Säule statt. Das PK-Netz stärkt die 
Stimme der Versicherten in der beruflichen Vorsorge. Die 17 Mitgliederverbände repräsentieren ge-
meinsam rund 540’000 Versicherte und machen das PK-Netz damit zum wichtigsten Netzwerk der 
Arbeitnehmenden in der beruflichen Vorsorge. 

                                                      

1 PK-Netz (2022): PK-Netz Leitfaden «Inflation und steigende Zinsen» 

https://pk-netz.ch/2022/10/06/trendwende-inflation-und-steigende-zinswende/

